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Der G-8-Gipfel in Heiligendamm 2007 machte nicht so sehr wegen seiner Be-
schlüsse, sondern vor allem wegen der massenhaften Proteste breiter gesell-
schaftlicher Gruppen Schlagzeilen. Auch der Konflikt zwischen Unternehmer-
verbänden und Gewerkschaften zur europäischen Dienstleistungsrichtlinie 
wurde in Diskussionsveranstaltungen, durch Gastbeiträge in den Medien und 
nicht zuletzt auf Massendemonstrationen in vielen europäischen Städten aus-
getragen. Und jüngst fand die Forderung Brasiliens, die Vereinten Nationen soll-
ten im amerikanischen Überwachungsskandal vermitteln, eine breite öffentli-
che Resonanz. Das sind nur drei Beispiele für eine wachsende öffentliche 
Umstrittenheit inter- und supranationaler Entscheidungen. Grenzübergreifen-
de Politik findet heute nicht mehr nur hinter verschlossenen Türen internatio-
naler Gipfeltreffen, in technokratischen Expertengremien oder in juristisch 
komplexen Verfahren statt. Sie wird vielmehr zunehmend öffentlich sichtbar, 
trifft auf eine ausdifferenzierte öffentliche Meinung und erlaubt es politischen 
Eliten, gesellschaftliche Gruppen zu Themen außerhalb des nationalen Kontextes 
zu mobilisieren. 

Diese Entwicklungen lassen sich als „Politisierung des Regierens jenseits des 
Nationalstaats“ beschreiben. Neu ist dabei nicht, dass inter- und supranationale 
Entscheidungen gesellschaftliche und politische Relevanz haben. Die drän-
gendsten Herausforderungen moderner Gesellschaften machen schon lange 
nicht mehr an nationalen Grenzen halt. Neu ist aber sehr wohl, dass sich die 
betroffenen Gesellschaften in ungekanntem Ausmaß über diese Relevanz und 
über die Rolle von Institutionen jenseits des Nationalstaats bewusst werden und 
öffentliche politische Auseinandersetzungen darüber stattfinden. Die Politisie-
rung verspricht eine Demokratisierung internationaler Politik, indem sie Wil-
lensbildungsprozesse öffentlich macht und breiteren Schichten der Zivilgesell-
schaft eine Teilhabe ermöglicht. Andererseits drohen aber auch erhebliche 
Reibungsverluste und das Risiko, dass ausbalancierte Verhandlungslösungen 
oder unabhängige Expertise durch kurzfristige politische Erwägungen oder na-
tionale Egoismen unterminiert werden. Bevor wir allerdings Aussagen über 
ihre Effekte treffen können, müssen wir die Politisierung als umfassenden Pro-
zess verstehen, der sich in wechselseitig abhängigen Arenen abspielt.

So zeigen Meinungsumfragen, dass das öffentliche Wissen über die Existenz und 
die Autorität von Institutionen jenseits des Nationalstaats zunimmt. Die Bevöl-
kerung nimmt beispielsweise Institutionen wie das Europäische Parlament oder 
den Internationalen Strafgerichtshof immer stärker wahr. Und obwohl der An-
teil ambivalenter oder gleichgültiger Bürger nach wie vor hoch ist, können wir 
beobachten, dass immer mehr Menschen eine dezidierte Meinung zu einzelnen 
internationalen Institutionen haben und für sich beantworten können, welche 
Kompetenzen auf die internationale Ebene verlagert werden sollen und ob ihr 
eigenes Land Teil solcher Institution sein sollte. 

Auch Journalisten reagieren auf die wachsende Bedeutung von Entscheidungen, 
die auf internationaler Ebene getroffen werden. Treffen zwischen Regierungs-
vertretern in Foren wie den G 8 oder dem Europäischen Rat haben einen großen 
Neuigkeitswert. Entscheidungen, die dort getroffen werden, beeinflussen das 
tägliche Leben vieler Menschen und sind oft konfliktgeladen. Oft werden diese 
Kontroversen als Konflikte zwischen den Regierungschefs der betroffenen Staa-
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ten personalisiert. Überschriften wie „Chirac wettert gegen Blair“, „Merkel ist 
noch immer zornig auf die Griechen“ und „G 8: Obama warnt China: Bei Nordko-
rea nicht wegschauen“ eignen sich inzwischen als Aufmacher. Zudem können 
wir zeigen, dass Online-Nachrichtenportale immer intensivere Diskussionen 
zwischen ihren Lesern aufweisen, in denen zum Beispiel die Vor- und Nachteile 
der Europäischen Integration diskutiert werden.

Das spiegelt sich nicht zuletzt auch im Handeln der politischen Eliten wieder. Im 
Gegensatz zu den meisten anderen Ländern galt zum Beispiel in Deutschland 
lange Zeit ein proeuropäischer und prointernationalistischer Konsens. Die jüngst 
erfolgte Gründung der Partei „Alternative für Deutschland“ institutionalisiert 
nun auch hier eine Oppositionshaltung gegenüber supranationalem Regieren. 
Auch etablierte Parteien wie SPD und CDU sind diesbezüglich kritischer gewor-
den, zum Teil als Antwort auf solche Protestparteien und das von ihnen genutzte 
Mobilisierungspotenzial. In anderen europäischen Ländern ist dieses Phänomen 
älter und stärker ausgeprägt, da hier rechtspopulistische, aber auch kommunis-
tische Parteien die Autorität und Legitimität von Institutionen wie der Europäi-
schen Union oder der Welthandelsorganisation WTO infrage stellen. Oft geht die-
se Kritik Hand in Hand mit der Verurteilung anderer Globalisierungsaspekte wie 
etwa der Einwanderung oder der internationalen Freihandelspolitik.

Die bisher wenigen systematisch vergleichbaren Daten bestätigen die Erwar-
tung, dass die Politisierung supranationaler Entscheidungen für die Europäische 
Union am stärksten ausgeprägt ist, wobei ähnliche Trends auch für internatio-
nale Organisationen wie zum Beispiel die WTO oder die Vereinten Nationen fest-
stellbar sind. Solche Vergleiche zwischen Institutionen wie auch unsere Längs-
schnittdaten, die die Entwicklungen in der EU im Zeitraum 1990-2012 
wiedergeben, legen eine Erklärung nahe: Die Politik internationaler Institutio-
nen wird umso stärker gesellschaftlich politisiert, je höher ihre politische Auto-
rität ist. Wird einer Institution also große Handlungskompetenz zugestanden, 
können wir mehr öffentliche Sichtbarkeit und das Potenzial zu einer öffentli-
chen Polarisierung und Mobilisierung beobachten. 

Dieser Zusammenhang muss allerdings nicht direkt wirken, sondern wird durch 
verschiedene Faktoren vermittelt. Nationale Unterschiede im Grad der Politisie-
rung lassen sich zunächst über die direkte Betroffenheit von internationaler 
Autorität erklären. Das drückt sich zum Beispiel durch Proteste in solchen Län-
dern aus, die aufgrund von Strukturprogrammen des Internationalen Wäh-
rungsfonds Massenentlassungen im öffentlichen Sektor oder ähnliche Maßnah-
men vornehmen müssen. Der Zusammenhang zwischen internationaler 
Autorität und Politisierung wird allerdings auch durch historische Eigenheiten 
nationaler politischer Systeme vermittelt. Beispiele sind etwa der institutiona-
lisierte Parteienwettbewerb im Fall der UK Independence Party in Großbritanni-
en, der das Potenzial für Politisierung erhöht, oder das Narrativ der Westbindung 
im Falle Deutschlands, das dieses Potenzial eher verringert. 

Schwankungen im Zeitverlauf sind dagegen von Ereignissen wie Gipfeltreffen, 
Ratifikationen internationaler Verträge oder durch Schockerfahrungen getrie-
ben. Für die EU zeigt sich zum Beispiel, dass insbesondere die Ratifikation des 
Maastricht-Vertrags 1992/93, der Verfassungskonvent zwischen 2004 und 2005 
sowie die Finanz- und Währungskrise seit 2008 zu Politisierungsspitzen geführt 
haben. Gerade die jüngste Krise hat einer breiten Öffentlichkeit die politische 
Relevanz von Entscheidungen jenseits des Nationalstaats deutlich gemacht. Ei-
nerseits hat sie gezeigt, dass die Europäischen Staaten bereits untrennbar mit-
einander verflochten sind. Anderseits gibt es auf supranationaler Ebene ver-
schiedene politische Optionen – in diesem Fall zugespitzt auf den Konflikt 
zwischen Fiskaldisziplin und Konjunkturprogrammen –, deren Kosten und Nut-
zen ungleich zwischen den, aber auch innerhalb der europäischen Gesellschaf-
ten verteilt sind. Nicht zuletzt deshalb zeigen unsere Daten ein bisher unge-
kanntes Ausmaß an öffentlicher Sichtbarkeit, polarisierter öffentlicher Meinung 
und aktiver Mobilisierung zu EU-Themen in den letzten drei Jahren.

Gerade an diesem Beispiel wird deutlich, warum die gesellschaftliche Politisie-
rung des Regierens jenseits des Nationalstaats eine genauere Betrachtung wert 
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ist. Geht man davon aus, dass die meisten gesellschaftlichen Probleme heute 
kaum noch durch einzelne Regierungen allein bewältigt werden können, ist die 
Politisierung inter- und supranationaler Entscheidungen drängende Herausfor-
derung und vielversprechende Chance zugleich.

Einerseits erschweren stärkere Kontrollen durch Medien, parteipolitischer Wett-
bewerb und offene gesellschaftliche Proteste die Ausarbeitung von grenzüber-
greifenden Kompromissen. Einige Beobachter sehen in der Politisierung inter-
nationaler Entscheidungen deshalb vor allem das Risiko, dass internationale 
Institutionen Probleme nicht mehr effektiv lösen können. Andererseits ermög-
lichen es öffentliche Debatten aber auch erst, dass die betroffenen Interessen 
überhaupt identifiziert und gehört werden können. Zudem zeigen frühere Un-
tersuchungen, dass supra- und internationale Organisationen durchaus auf ihre 
neue Öffentlichkeit reagieren. So haben die Proteste in Seattle 1999 die WTO zu 
einer Transparenzinitiative veranlasst. In einer ganzen Reihe von weiteren in-
ternationalen Organisationen haben zivilgesellschaftliche Akteure nach und 
nach besseren Zugang zu den Entscheidungsprozessen erhalten. Und wir kön-
nen zeigen, dass die Europäische Kommission ihre Gesetzgebungsvorschläge 
nach öffentlichem Druck zugunsten breit gestreuter gesellschaftlicher Interes-
sen anpasst. Die Politisierung kann deshalb auch als eine notwendige Vorausset-
zung für eine demokratischere Qualität des supranationalen Regierens gesehen 
werden.

Verlässliche empirische Forschung ist nötig, um diese Dynamik und ihre Impli-
kationen erklären zu können. Aber genau wie für die reale Politik ist das stei-
gende öffentliche Interesse an internationalen Fragen auch für die sozialwis-
senschaftliche Forschung Chance und Herausforderung zugleich. Um zu 
aussagekräftigen Ergebnissen zu kommen, gilt es, die Theorien und Methoden 
der internationalen Beziehungen und der Europastudien mit denen der Verglei-
chenden Politikwissenschaft und der Politischen Soziologie zu kombinieren. Am 
WZB arbeiten wir deshalb am entsprechend interdisziplinären Forschungspro-
jekt „Die politische Soziologie des Kosmopolitismus und Kommunitarismus“. In 
diesem Projekt untersuchen wir Muster, die zur Unterstützung oder Ablehnung 
supranationalen Regierens in der öffentlichen Meinung, der Meinung der Eliten, 
der Massenmedien und der politischen Parteien führen. 

In einem weiteren Projekt mit dem Titel „Gesellschaftliche Politisierung inter-
nationaler Institutionen im Längs- und Querschnitt“ arbeiten wir zudem daran, 
ein Set von über Zeit und Institutionen vergleichbaren Indikatoren für Politisie-
rung zu entwickeln. Die hauptsächlich aus automatisierten Medienanalysen und 
Umfragedaten gewonnenen Zeitreihen zu öffentlicher Sichtbarkeit, Meinungs-
polarisierung und Mobilisierung bieten ein empirisches Fundament, um die Hy-
pothesen zu den Treibern und Effekten der Politisierung zu testen und zu ver-
feinern. Langfristig erlauben es diese Projekte, die tatsächlichen Chancen und 
Risiken der Politisierung inter- und supranationaler Politik einzuschätzen.
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